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Halle, den 15. Januar.
Herr v. Manteuffel iſt zum Präſidenten des wieder herge-

ſtellten Staatsraths ernannt.
Die „N. Pr. Z.“ bekennt ſich in ihrem neueſten Leitartikel mit der

Erklärung des Miniſterpräſidenten am 12. nicht einver-
ſtanden.

Die vorhandene Nordſeeflotte ſoll ſeitens des Bundes den-
jenigen deutſchen Staaten zum Eigenthum überlaſſen werden, die eine
ſolche zu bilden geneigt ſind.

Die Nationalgarden ſind auf dem ganzen Gebiete der franzö
ſiſchen Republik aufgelöſt.

Das engliſche Parlament ſoll am 3. Februar eröffnet
werden.

Krieg in Ausſicht zwiſchen der Oſtindiſchen Kompagnie und
den Birmanen.

Die Abdankung des chineſiſchen Kaiſers beſtätigt ſich nicht.
Jn der Republik Chile eine Jnſurrection.
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Deutſchland.
Der „Preußiſche Staats Anzeiger“ vom 14. Januar enthält

Folgendes:
Auf den Bericht des Staats Miniſteriums vom 2. d. M. genehmige

Jch, daß der Staatsrath wieder in Wirkſamkeit geſetzt werde, und habe
die erledigte Stelle des Präſidenten des Staatsraths dem Präſidenten
des Staats Miniſteriums Freiherrn v. Manteuffel, für jetzt übertra
gen. Ueber die zum Zweck der Erneuerung der Thätigkeit des Staats-
raths ſonſt noch erforderlichen Anordnungen will Jch die nöthigen Vor-
ſchläge erwarten.

Charlottenburg, den 12. Januar 1852.
Friedrich Wilhelm.

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer.
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh.

An das Staats Miniſterium.
Nachdem Jch auf den Antrag des Staats Miniſteriums beſchloſſen

habe, den Staatsrath wieder in Wirkſamkeit treten zu laſſen, will Jch
Jhnen hierdurch die ſeit längerer Zeit erledigte Stelle des Präſidenten
des Staatsraths für jetzt übertragen und habe das Staats Miniſterium
davon in Kenntniß geſetzt.

Charlottenburg, den 12. Januar 1852.
Friedrich Wilhelm.

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer.
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh.

fſer den Präſidenten des StaatsMiniſteriums, Freiherrn v. Man-
teuffel.

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht:
Dem Appellationsgerichts-Rath Friedrich Moritz Konſtantin

Teichert zu Breslau den Rothen Adler Orden vierter Klaſſe zu ver
leihen ſo wie

Die bisherigen Regierungs Aſſeſſoren Burſcher v. Saher zum
Weißenſtein und Schneider zu Landräthen zu ernennen.

Erſte Kammer.
12. Sitzung am 13. Januar 11 Uhr.

Am Miniſtertiſche die Miniſter v. Manteuffel, v. d. Hevdt,
v. Bodelſchwingh, die Regierungskommiſſarien Delbrück, Hen-
nig und Philippsborn.

Auf der Tagesordnung iſt zuerſt der dringliche Antrag v. Vincke's
auf Beſchluß über verſchiedene Anträge das Gemeindegeſetz betreffend
welcher nicht die genügende Unterſtützung erhält, obwohl v. Beth-
mann- Hollweg und das Centrum ſich für den Antrag erhoben.

Hierauf verlieſt Referent v. Duesberg den Bericht über den
Hannoverſchen Zollvertrag, welcher auf Genehmigung anträgt.
Zur allgemeinen Debatte meldet ſich Degenkolb.

Degenkolb macht der Regierung keinen Vorwurf daraus, daß
ſie ſich an den Konferenzen zu Wien nicht betheilige und den vorliegen-
den Vertrag einſeitig abgeſchloſſen, auch gebe er zu, daß bei dem
letztern gegenſeitig einzelne Vortheile aufgegeben werden mußten. Er
geht weiter in eine Lobrede auf den Zollverein über, und kommt dar-
auf zurück, daß der vorliegende Vertrag für Preußen nur die beiden
Vortheile der Verbindung mit der Nordſee und der neuen 2 Millionen
Konſumenten, außerdem aber für Hannover mehr Vortheile gewähre,
ſo daß Preußen weniger Opfer zu bringen nöthig hatte; demungeachtet
werde auch ſeine Partei die Genehmigung nicht verſagen, indem das
Beiſpiel Hannovers weiter wirken müſſe. Er erinnert ferner daran,
daß der Miniſterpräſident in der Antwort an eine Deputation
ſogar mit einer gewiſſen Oſtentation dem ſüddeutſchen Zollverband den
Abſagebrief gegeben, und da Oeſterreich bekanntlich keinen beſſern Alliir
ten als den Miniſterpräſidenten hat, ſo wird es kein beſſeres Mittel
gegen Preußen haben, als auf jene Acceptation des Freihandelsſyſtems
hinzuweiſen, welche bei der Berathung in der zweiten Kammer nicht
desavouirt worden iſt. Der Redner geht hierauf zu Ausſtellungen
über die einzelnen Punkte, namentlich Salz, Taback u. ſ. w. über.

Miniſter v. Manteuffel replizirt, daß er ſchon anderswo ſich
ausgeſprochen, wie unerſprießlich es ſei, Zeitungsartikel zu einem Ge
genſtand der Debatte zu machen er gebe daher nur die Verſtcherung,
daß er ſich nirgends für eine abſtrakte Theorie ausgeſprochen, die ſei
nem Weſen fremd und Preußen nur ſchädlich wäre eine beſonnene
Verſtändigung werde zu einer Verbindung der ſüd und norddeutſchen
Jnſereſſen führen. „Der Vorredner hat mich einen Alliirten Oeſter



reichs genannt; in der That befinden wir uns im Augenblick mit
Oeſterreich in einer Art von Allianz und ich gehöre nicht zu denjeni-
gen, die jeden Schaden Oeſterreichs für einen Gewinn Preußens halten.
Beide Staaten haben ein ſegensreiches Feld anzubauen, ſollen ſich nicht
beirren und hemmen, ſondern in Freundſchaft und Frieden ihre Auf-
gabe erfüllen.“ (Beifall zur Rechten.)

Abg. Jacob unterwirft den Kommiſſionsbericht und die einzelnen
Artikel einer längeren Kritik. Er iſt aber auf der Tribüne faſt gar
nicht zu verſtehen.

Abg. Kühnez Es handelt ſich hier darum, ob es den Jntereſſendes Landes zuſage, daß ein geſchloſſener Vertrag nicht genehmigt werde,

und ich muß dies mit Nein beantworten; ich kann jedoch die Bedenken
nicht verkennen, die ſich gegen den Vertrag erheben; dergleichen gehört
jedoch zur Berathung über die einzelnen Artikel. Die Mißlichkeiten,
welche die Salzfrage hervorruft, werden dadurch nicht aufgehoben, daß
das Salzmonopol aufgehoben wird. Die Einführung einer allgemeinen
Salzſteuer in den geſammten Vereinsſtaaten würde die Mißlichkeit nur
noch deutlicher machen. Denn in Preußen könnte ſie nicht viel unter
2 Thlr. betragen, während ſie in Hannover ſich etwa auf 11 Sgr.
beläuft. Das Hannover bewilligte Präcipuum (Vorantheil von
75 Procent auf den Kopf von der Geſammteinnahme) iſt allerdings
etwas ſehr Bedenkliches, doch kann auch dies nicht Grund ſein, den
Vertrag zu verwerfen. Jch betrachte den Hannöverſchen Vertrag als
ein gutes Pferd, aber ſehr theuer bezahlt. Der hohe Preis kann uns
nicht veranlaſſen, den Kauf zu annulliren, und ich glaube, daß
wir einen guten Nutzen daraus ziehen können, wenn wir ihn nur
recht lange behalten. Wenn aber als Grund gegen den Vertrag
angeführt worden, daß Hannover einen größeren Vortheil daraus
ziehe, als wir, ſo kann ein ſolcher egoiſtiſcher Grund keine Ver-
anlaſſung ſein. Wir haben uns nur zu fragen: iſt der Vertrag uns
nachtheilig? nicht: bringt er Andern mehr Vortheil? Dies muß viel-
mehr ein Grund mehr ſein zur Genehmigung, denn wir gewinnen damit
einen treuen Freund. Was die Rübenſteuer betrifft, ſo kann ich gar
nicht finden, daß unſere Rübeninduſtrie erſchwert wird durch den Beitritt
von Hannover.

Hiermit ſchließt die allgemeine Debatte und nach einem kurzen
Schlußberichte des Berichterſtatters wird zur Berathung der einzelnen

Artikel geſchritten. (Schluß folgt.)Zweite Kammer.
Sitzung vom 13. Januar.

Präſident Graf Schwerin. Eröffnung der Sitzung nach 11
Uhr. Am Miniſtertiſche: Nieman d. Auf der Tagesordnung: 1)
Fortſetzung der Berathung des Berichts der Kommiſſion zur Prüfung
des Antrages des Abg. Claeſſen und Genoſſen, betreffend das Verfah-
ren der Regierung in Preß- Angelegenheiten 2) zweiter Bericht der
Petitions Kommiſſion über verſchiedene Petitionen. Neu eingebracht
iſt zu Nr. 1. ein Unter Amendement zu dem geſtern wörtlich mitge-
theilten Abänderungs Vorſchlag des Abg. Landfermann vom Abg. v.
Fock. Es lautet: „Die Kammer wolle beſchließen: Das gedachte Amen-
dement mit der Maßgabe anzunehmen, daß dem zweiten Erwägungs-
Grunde die nachſtehende Faſſung zu geben: Jn fernerer Erwägung,
daß die Königl. Staats Regierung die Befugniß zur Entziehung der
gedachten Gewerbe Konceſſionen im adminiſtrativen Wege, ſo wie die
des Poſtdebits in Anſpruch nimmt, und daher die Kammer die Mittel
zu erwägen haben wird, die die beſtehende Meinungsverſchiedenheit wirk-
lich zu beſeitigen geeignet ſind.“

Nach Verleſung des Protokolls werden einige Urlaubsgeſuche be

willigt.Die Kammer geht zur Tagesordnung über, zum Antrag

Claeſſen.
Abg. Reichenſperger. Jch will nicht näher auf die Materie

eingehen, da ſie, wie ich glaube, ſchon genügend erörtert iſt, ſowohl
durch das, was Sie gehört, als was Sie geleſen haben. Mir ſcheint
es, daß das ganze Preßgeſetz überflüſſig geweſen wäre, wenn man Maß-
regeln ſolcher Art ergreifen wollte, wie es geſchehen iſt. Man hätte
dann nur ein Geſetz geben ſollen, das aus einem Paragraphen beſtehen,
der allenfalls ſo lauten konnte: „Die Preſſe iſt dem weiſen Ermeſſen
der Adminiſtration anheim geſtellt.“ Mochte man aber auch Mittel ge-
brauchen, welche man wollte, ſo durfte man wenigſtens nicht zur Poſt
debitsEntziehung ſchreiten, und hierin begreife ich die geſtrigen Aus-
laſſungen des geehrten Mitgliedes für Belgard nicht. Jch kann nur
bei der Erklärung bleiben, daß die Maßnahmen der Regierung die Ge-
ſetzlichkeit nicht für ſich haben. Ueber den Zuwachs an Macht, glaube
ich, hat ſich die Meinung bei dieſen Maßnahmen nicht ſehr zu
freuen. Wenn ich aber auch mich gegen dieſelbe nicht erklären kann,
ſo muß ich doch Folgendes erklären. Als ich und der Abgeord-
nete Oſterrath unſern Antrag einbrachten, ſtanden wir lediglich auf
dem Standpunkte des Kommiſſionsberichts. Er hat ſich jetzt geän-
dert. Wir glauben, daß die Kammer viel zu hoch ſtehe, um zuletzt
mit ihrer Autorität als ſolche einzutreten erſt müſſen ſämmtliche Jn-
ſtanzen gehört werden, ehe die Kammer dazu ſchreitet, in die Gewalt
der Miniſterien einzugreifen. Außerdem kann ich dem Kommiſſionsbe
richt aus andern Gründen nicht beitreten. Jn der Verfaſſung ſteht,
wie Sie alle wiſſen, nichts von dem Rechte der Kammern, in ſolcher
Weiſe einzuſchreiten. Der Abgeordnete für Königsberg (Simſon) hat
geſagt, es ſei dies der Kammer in der Verfaſſung nicht verboten
worden ich aber ſage, Behörden dürfen nur da einſchreiten, wo es
ihnen geſetzlich geboten iſt. Jch will zugeben, daß Zweifel entſtehen kön-
nen. Man hat ſich auf Präcedentien berufen; ich will zugeben, daß

ſtattet ſein zu gehen.

man ſich mit Stillſchweigen häufig dem Gegner anſchließt, aber ſolche
Fälle ſind kein Grnnd, ſich auf ſie bei anderer Gelegenheit zu berufen.
Der Abg. für Königsberg ſprach geſtern aus: der Sinn des vorliegen-
den Antrages ſei: die Disharmonie zwiſchen dem Geſetze und der Re
gierung auszugleichen. (Ruf links auszuſprechen!)) Jch habe mir no-
tirt: auszugleichen. Jch glaube, daß die Antragſteller nicht klug gehan-
delt haben. Wir ſollen unſere Jnterpretation abgeben, aber wenn wir
ſie auch im Sinne des Kommiſſionsberichts abgeben, ſo meine ich doch,
daß die beiden andern Faktoren unſere Anſicht nicht theilen werden,
und deshalb wird unſer Beitritt zum Kommiſſionsbericht nicht klug ſein.
Man iſt geſtern ſo weit gegangen, uns, die wir motivirte Tagesordnung
eingebracht haben mit der Ungnade des Volkes, ja, was noch ſchreck
licher iſt, mit der Ungnade unſerer Wahlmänner zu drohen. (Bravo
rechts) Sie aber, m. H., die Sie ſich beſchweren über Drohungen
Seitens der Regierung, Sie ſollten am allerwenigſten uns mit Drohun-
gen einſchüchtern wollen. (Bravo rechts.) Schließlich empfiehlt der Abg.
ſein Amendement zur Annahme.

Abg. Urlichs. Man wird dieſer Kammer gewiß nicht nachſagen
wollen, daß ſie allmächtig ſein wolle, aber ein Weg muß ihr doch ge

Welcher iſt dies nun? Wir konnten eine Adreſſe
erlaſſen, uns ſtand es auch zu, eine Anklage zu erheben. Aber das
Letztere wollten wir nicht, weil die Akten dazu noch nicht reif ſind, und
ein ſolcher Schritt die Autoritäten erſchüttern müßte. Die vorgeſchlage-
nen Tagesordnungen verfehlen alle den Zweck, den das Land von un
ſerer Wirkſamkeit verlangt. Entweder ſie ſagen wenig oder nichts, dazu
gehört der Antrag v. Eynern; oder ſie ſagen das Formale, oder der
IJnſtanzenzug ſei noch nicht durchgegangen. Wir verlangen eine Erklä-
rung wenn unſer Antrag bei einem der andern beiden Faktoren durch-
geht, ſo iſt es gut, und wird unſer Antrag nicht ohne Wirkung bleiben.
Aber ſollte unſerem Antrage auch keine Folge gegeben werden, ſo haben
wir wenigſtens unſerem Gewiſſen Genüge geleiſtet. Ein Zeugniß müſſen
wir uns aber dann geben, daß wir verſucht haben: mit männlicher Frei-
heit Recht und Geſetz zu ſchützen.

(Nach dieſer Rede nach 12 Uhr tritt der Miniſter v.
Weſtphalen ein.)

Abg. Geppeéèrt. Wir haben eine motivirte Tagesordnung vorge-
ſchlagen, und zwar zunächſt, weil wir eine Diskuſſion gewollt haben,
um die Materie vollſtändig zu beſprechen. Gegen den erſten Abſatz un
ſerer Tagesordnung iſt ausgeſprochen worden, daß man nicht klar dar
aus erſehen könne, was wir wollten. Aber der Sinn iſt: wir konſta-
tiren durch den erſten Satz, daß dergleichen Maßregeln nicht ungeſetzlich
ſeien, obſchon wir das Zurechtbeſtehen des Preßgeſetzes anerkennen.
Wenn eine Kontroverſe ſtattfindet, ſo wiſſen wir Alle ſehr wohl, daß die
Erklärung einer einzigen Kammer nicht maßgebend ſein könne. Meine
Anſicht iſt, daß der S. 71. der GewerbeOrdnung nicht mehr zu Recht
beſtehe. (Lachen links.) Wenn Sie aber glauben, daß ein Miniſter
dem Plenum eines Regierungs Kollegiums befehlen könne, was er zu
beſchließen hat, ſo iſt das unrichtig eben ſo wenig kann er das, wie ein
Miniſter von einem Gerichtshofe dies verlangt und verlangen kann.
Wir wollen nicht gleich rufen: Weg mit dieſem Miniſterium! ſondern
wir ſehen in den vor uns ſtehenden Miniſtern noch immer die Delegirten
Sr. Majeſtät. Wir wollen nicht ſo zum Miniſterium ſtehen daß wir
immer einer dem andern Vortheile abzugewinnen ſuchen, ſondern wir
wollen, und das kann nur allein das einzig Vernünftige ſein, daß ſtets
eine Gewalt die andere unterſtützt. (Mehrfach lebhafter Beifall.)

Abg. Wentzel. Als ich den erſten Theil des Vortrages meines
geehrten Vorredners hörte, wollte ich ſchon auf das Wort verzichten,
aber ſein zweiter Theil zwingt mich zu einer Gegenrede. Jch geſtehe,
es hat mich verwundert, erklären zu hören, daß der Rechtsweg in dieſer
Hinſicht noch beſchritten werden könne. Jn vielen Dingen iſt der Rechts-
weg bei uns bereits abgeſchnitten. Der CompetenzConflikt kann er
hoben werden, wenn eine Verwaltungs-Behörde ſich eine Jurisdiction
anmaßt, die ihr nicht zuſteht, und der Richter kommt und die beſtreitet.
Es iſt die Frage: beſteht das nach 71 der Gewerbe Ordnung den
Regierungen zuſtehende Recht, unter gewiſſen Vorausſetzungen Gewerbs
Conceſſionen zurück zu nehmen, auch hinſichtlich der Gewerbe der Preſſe
noch jetzt? Nach meiner Anſicht beſteht der nicht mehr. Der Abge

ordnete für Belgard hat geſtern auch wiederum des 18. März gedacht.
Er hat geſagt, mit der Revolution müſſe gebrochen werden viele andere
befänden ſich aber nicht in der Lage, mit der Revolution zu brechen,
weil ſie niemals mit ihr gebuhlt hätten. Es ſind allerdings curioſe
Geſchichten, namentlich bei den Wahlen, vorgekommen, ſo z. B. hat ein
Herr Abgeordneter damals geſagt: Mein größtes Unglück iſt, Geh.
Rath zu ſein. (Heiterkeit.) Jch glaube, wir haben mit der Revolution
gebrochen, als wir in der aufgelöſten zweiten Kammer die octroyirte
Verfaſſung annahmen. (Bravo.)

(Während der Rede, 1 Uhr, treten auch der Miniſterpräſident,
die Miniſter v. Raumer, v. Bodelſchwingh und v. d. Heydt ein.)

Nachdem ſich noch der Abg. Scheerer in einer längeren Rede,
gegen den Antrag erklärt, wird der Schluß der Diskuſſion angenommen,
der eine Reihe perſönlicher Bemerkungen folgt. Antragſteller und Be
richterſtatter empfangen alsdann das Wort (2* Uhr.) (Schluß folgt.)

Berlin, den 13. Januar. Der General v. Bonin war geſtern
zur Königlichen Tafel befohlen. Heute früh hatte der General eine faſt
einſtündige Konferenz mit dem Miniſter Präſidenten Freiherrn v. Man
teuffel. Sicherem Vernehmen nach iſt die Ernennung des General
v. Bonin zum Kriegsminiſter von Sr. Majeſtät bereits vollzogen worden.

(N. Pr. 3.)
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decrete für die Fürſtenthümer Hohenzollern vollzogen.
bung wird ein Regierungsbezirk, für welche der Sitz der Verwaltung

Berlin, den 13. Januar. Es beſtätigt ſich, ſchreibt die „V. Z.“,
daß die Abgeordneten der Zweiten Kammer, Delius und Freiherr von
Hilgers, von dem Miniſterium des Jnnern in ihrer Eigenſchaft als
Landräthe der Kreiſe Mayen und Altenkirchen zur Dispoſition geſtellt
ſind. Die betreffende Verfügung iſt an die Regierung in Koblenz er
laſſen und von dieſer den Genannten zugegangen. Da beiden Beamten
in Bezug auf ihre Amtsführung das beſte Zeugniß ertheilt wird, ſo
ſcheint es allerdings, daß das ſtrenge Einſchreiten des Miniſteriums
weſentlich ſeinen Grund in der Betheiligung des Abgeordneten Delius
und v. Hilgers an den Anträgen der Oppoſitionspartei der Zweiten
Kammer habe.

Die geſtrige Erklärung des Herrn Miniſter Präſidenten in Be
treff des ſogenannten Claeſſen'ſchen Antrags iſt zu wichtig und voraus
ſichtlich zu folgenreich, als daß es uns geſtattet wäre, allein durch Still
ſchweigen zu erkennen zu geben, daß wir die darin entwickelten Anſichten
nicht theilen. Allerdings mißbilligen auch wir die Faſſung des Claeſ
ſen'ſchen Antrags, indem dieſe der Auslegung Raum giebt, als ſolle
die Kammer ſich ohne ſpecielle Veranlaſſung zur Richterin über ſpecielle
Verwaltungsmaßregeln der Regierung aufwerfen weiter können wir
aber nicht gehen und können es namentlich nicht als eine Ueberſchrei-
tung der Kompetenz bezeichnen, wenn die Kammer ſich darauf beſchränkt,
ihre Meinung über den Sinn und Jnhalt eines beſtimmten Geſetzes
auszuſprechen und mit Rückſicht hierauf die nochmalige Erwägung be-
reits vorliegender oder ähnlicher Fälle anheim zu geben. Wir dürfen
dabei vorausſetzen, daß uns Niemand in dem Verdachte haben wird,
als gingen wir darauf aus, die Befugniſſe der Kammern auf eine un
gebührliche Weiſe zu erweitern, und wir erfüllen nur eine ungbweisliche
Pflicht, wenn wir es offen ausſprechen, daß man nach unſerer Ueber-
zeugung beſſer thun würde, die Kammern ganz hinwegzuthun, als ihnen
ſo, wie es die Regierung beabſichtigt, den Mund zu verſchließen. Mög-
lich, daß der Claeſſen'ſche und demnächſt der Vincke'ſche Antrag der Re
gierung augenblicklich unbequem ſind, doch kann dies unmöglich ein aus
reichender Grund ſein, die Diskuſſion und Beſchlußfaſſung um deswillen für
verfaſſungswidrig zu erklären, und wir würden es aufrichtig beklagen, wenn
die Regierung ſich ſelbſt und ihre Sache nicht für ſtärker hielte, um das
moraliſche Gewicht einer ſolchen Diskuſſion und Beſchlußfaſſung ertragen
zu können. Das moraliſche Gewicht, ſagen wir, denn es verſteht ſich
von ſelbſt, daß die Regierung für ihre Praxis weder durch die Gründe,
noch an ein einſeitiges Votum der Kammer, ſondern lediglich durch ihre
gewiſſenhafte Ueberzeugung gebunden iſt. Je mehr wir aber dies Letz-
tere feſthalten, um ſo weniger können wir es auf der anderen Seite zu
geben daß die Kammer durch eine Berathung des materiellen Theils
des Claeſſenſchen Antrags in die Executive der Regierung eingreife, denn
könnten wir auch was wir nicht können es ausnahmsweiſe für
recht halten die ſonft ſo weit hinweggewieſene Lehre von der Trennung
der Gewalten da gelten zu laſſen, wo ſie uns ſelbſt bequem iſt, wir
müßten doch dabei ſtehen bleiben, daß auch der doctrinairſte Franzoſe
die Kammer nur in dem Falle eines Eingriffs in die Executive beſchul-
digen könnte, wenn ſie ſich herausnehmen wollte, ihre Auslegung des
Geſetzes ſelbſt auf die einzelnen Fälle zur Anwendung zu bringen. So
lange die Kammer ſich lediglich in der Theorie bewegt, kann von einem
Eingriffe in die Executive in keiner Weiſe die Rede ſein, und wir hal-
ten es nicht nur für zuläſſig, ſondern ſogar für wünſchenswerth, daß die
Kammer vermeintliche Geſetzesverletzungen rügt, für um ſo wünſchens-
werther, je weiter wir ein formelles Miniſter Verantwortlichkeits Geſetz

von uns weiſen. (N. Pr. Z.)Berlin, den 10. Januar. Die Sitzungsperiode der Kammern
dürfte ſich, ſo viel man darüber andeuten hört, dieſes Mal nicht in der
Weiſe verlängern, wie es im vorigen Jahre der Fall war. Viele Vor
lagen, welche noch in der Vorbereitung begriffen ſind, werden den jetzi

gen Kammern, deren Mandat bekanntlich mit dieſem Jahre erliſcht, nicht
mehr vorgelegt werden.

Von Sr. Maj. dem König ſind nunmehr die Organiſations
Die neue Erwer-

in Hechingen ſein ſoll. Zwei Oberämter, ähnlich den Landrathsämtern
der alten Provinzen, ſind der Regierung untergeordnet. Die Juſtiz-
organiſation iſt, wie bekannt, ſchon mit dem 1. Januar d. J. in Aus-
führung gebracht. Dagegen dürfte hinſichtlich der Steuerverhältniſſe es
noch einige Zeit beim Alten bleiben. Je ſchwieriger es iſt, neue Be
ſteuerungsarten einzuführen, auch wenn ſie beſſer ſind, um ſo ſchonender
muß damit vorgegangen werden, und die neuen Unterthanen Sr. Maje-
ſtät werden die Humanität ſeiner Regierung, welche in dieſer Beziehung
die möglichſten Rückſichten zu nehmen geneigt iſt, zu würdigen wiſſen.

Wien, den 11. Januar. Man ſchreibt der „A. Z.“: Vor einigen
Tagen iſt eine Note Lord Granville's hier angelangt. Der neue Mi
niſter der auswärtigen Angelegenheiten giebt die freundſchaftlichſten Ver
ſicherungen und verſpricht, inſofern die Geſetze und die Sitten Englands
es geſtatten, den gerechten Beſchwerden der Großmächte Abhülfe. Man
wird aber jedenfalls die Thatſachen abwarten, ehe man die angedrohten
Repreſſalien aufgiebt.

Bremen, den 13. Januar. Die Generale Lamoricière und
Charras, ſo wie Herr Baze, angeblich Rentiers von Paris, ſind
geſtern Abend hier angekommen und im „VictoriaHötel“ abgeſtiegen.

Frankreich.
Paris, den 11. Januar. 468 Deportirte, worunter die Exreprä-

ſentanten Alexander Martin und Michot Boulay, ſind heute auf der

Dampffregatte „Canada“ nach Breſt abgegangen, um von dort in Be
gleitung von 50 mobilen Gensd' armen auf einem Segelſchiff nach Cayvenne
abgeführt zu werden.

Der ſeit 1848 im Tuilerienhof befindliche Artillerie-Park iſt nach
der Militairſchule gebracht worden.

Boulay hat Ende December ſein letztes Gehalt als Vice Präſident
der Republik erhalten. (T. D. d. Königl. Pr. St.A.)

Paris, den 12. Januar, Mittags. Das Gouvernement wird effek
tive Cadres einrichten und der Präſident die Offiziere ernennen.

Der Präſident unterzeichnet ſeine jetzt aus den Tuilerien datirten
Dekrete ſeit mehreren Tagen einfach Louis Napoleon ohne den Zuſatz
Bonaparte. Wie die Münzen erhalten auch die Poſtſtempel ſein Bild.
Vorgeſtern wurden zwanzigtauſend Fünffrankenſtücke mit ſeinem Bilde
geprägt. Die Menge drängt ſich, einige einzuwechſeln.

(T. D. d. Königl. Preuß. St. A.)
Paris, den 10. Januar. Der Erzbiſchof von Paris iſt noch im

mer in Ungnade. Die Tochter von General Magnan, die einen Adju-
tanten ihres Vaters heirathete, wurde durch einen Prieſter getraut, der
unter dem Kaiſer Soldat geweſen war. Man gab daher dem Erzbiſchof
den Wink, daß er ſich beliebt machen könnte, wenn er den Prieſter zur
Dekorirung mit dem Kreuz der Ehrenlegion empfehlen wollte. Der
Erzbiſchof entgegnete jedoch: Nach meiner Meinung ſollte ein Prieſter
kein anderes Kreuz auf der Bruſt tragen als das Jeſu Chriſti!“

Paris den 11. Januar. Als die Arbeiter beſchäftigt waren, von
der Façade der Rechtsſchule am Platze des Pantheon die Jnſchrift:
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, zu entfernen, brachten ſie eine andere

Jnſchrift zum Vorſchein: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, Einheit, Un
theilbarkeit der franzöſiſchen Republik. Das war die Jnſchrift der alten
Republik von 1791, die unter dem Konſulat mit einer Lage von Mörtel
bedeckt war, deſſen gelbe Farbe der Regen allmälig abgeſpült hatte.
Der Vertilgungskrieg, der gegen die friedliche und parlamentariſche Re
publik von 1848 eröffnet wird, führt auf die Spuren der alten Re
publik zurück.

Großbritannien und Jrland.
London, den 10. Januar. Faſt alle Blätter ſind der Meinung,

welche eine Zeitung in ihrem heutigen Leitartikel wie folgt ausſpricht:
„Das Miniſterium iſt in dieſem Augenblicke in einem Zuſtande gänzlicher
Auflöſung. Seine Mitglieder haben allen Muth verloren und für die
Zukunft keine Hoffnung mehr.“

Jtalieniſche Staaten.
Turin, Donnerſtag, den 8. Januar. Die Debatte über den Han

delsvertrag mit Oeſterreich hat begonnen. Der Abgeordnete Cadorna
hat ſich in langer Rede und hartnäckigem Geiſte dagegen ausgeſprochen.
Dennoch wird die Annahme erwartet. (T. D. d. C. B.)

Aſien.
Singapore, Freitag, den 5. December. Eine neu organiſirte hol-

ländiſche Schraubendampfſchifffahrts Geſellſchaft hat bereits Anſtalt ge
troffen, Java, Sumatra, Celebes, die Molukken und Borneo durch
regelmäßige Kurſe zu verbinden. Die Portugieſen haben zum Behufebeſſerer Ausbeutung ihrer oſtindiſchen Beſitzungen eine Handelsgeſellſchaft

gebildet. Die ſüdauſtraliſche Goldausfuhr wird auf beiläufig 246,000
Mark jährlich angeſchlagen. (T. D. d. C. B.)

Hongkong, Freitag den 28. November. Man weiß hier nichts
von dem Dynaſtie Wechſel in Ching, der daher dem Reiche der Erfin-
dungen anzugehören ſcheint. Der Aufſtand dauert jedoch in den Pro
vinzen Kuangſi und Kuangtong beſtändig fort. (T. D. d. C. B.)

Kalkutta, Sonnabend den 6. December. Die britiſche Expedition
iſt am 27. November im Hafen von Ranguhn erſchtenen. Die Englän-der haben der birmaniſchen Regierung eine Friſt von 35 Tagen geſtenr;

nach fruchtloſem Verlaufe derſelben würden energiſche Genugthuungs-
Maßregeln ergriffen werden.

Die Ankunft des General Gouverneurs wird hier für die erſten
Tage des Februar erwartet. (T. D. d. C. B.)
e ev

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 18. bis 14, Januar.

Im Kronprinzen: Hr. Rittmſtr. v. Wolfersdorf a. Dresden. Hr. Particul. v.
wald a. Worms. Die Hrn. Kaufl. Eich a, Berlin, Anders a. Halberſtadt,

Eichelbaum a. Oſchatz, Grona a. Frankfurt, Höſſel a. Altenburg, Bornemann
a. Hamburg.

Stadt Zürich: Hr. Particul. Riege a. Hannover. Hr. Fabrik. Weinecke a. Kaſſel.
Hr. Buchhdlr. Bull a. Schwerin. Die Hrn. Kaufl. Blaſſe a. Nürnberg, Roth
a. Schweinfurt, Bona a. Muhlhauſen, Lehmann a. Berlin Triedge a. Ham-
burg, Paulſen a. Crefeld, Sellin a. Leipzig.

Goldner Ring Hr. Gutsbeſ. Oſtermann a. Welbsleben. Müuhlenbeſ. Sen-
a. Orla. Die Hrn. Kaufl. Fanger a. Magdeburg u. Hammer a.

eipzig.
Engliſcher Hof: Hr. Amtm. Detter a. Poſen. Hr. Gutsbeſ. Knauth a. Pommern.

Maler Peinert u. Hr. Mechan. Richter a. Hamburg. Die Hrn. Kaufl-
Cohn a. Berlin u. Schelling a. Leipzig.

Stadt Hamburg: Hr. Major v. Götze a. Berlin. Hr. Hauptm. Frh. v. Folgersberg a. getan Die Hrn. Amtl. Schmidt a. Ramſin, Bennung a.
Zörbig Braune a. Radegaſt. Hr. Rittergutsbeſ, Stelzer a. Pommern. Hr.
Kaufm. Heinert a. Leipzig.



Bekanntmachungen.
Nothwendiger Verkauf

beim Königl. Preuß. Kreis Gerichte zu
Halle a. d. S.

J. Abtheilung.
Das hierſelbſt vor dem Klausthore belegene,

den Erben des Seilermeiſters Carl Gottlob
Heinicke gehörige Grundſtück, Nr. 2155,
Halle, ein Haus nebſt Zubehör, nach der, nebſt
HypothekenSchein und Bedingungen, in der Re
giſtratur eine Treppe hoch, Zimmer Nr. 14
einzuſehenden Taxe abgeſchätzt auf 1361 Thlr.
7 Sgr. 8 Pf., ſoll

am 31. März 1852, Vormittags 11 Uhr,
an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, eine
Treppe hoch, Zimmer Nr. 5, vor dem Depu-
tirten, Herrn Obergerichts Aſſeſſor Müller,
meiſtbietend verkauft werden. Die dem Namen
nach unbekannten RealPrätendenten werden
aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präcluſion,
ſpäteſtens in dieſem Termine zu melden.

Bekanntmachung.
Als Kurator des Nachlaſſes der am 18. Fe

bruar 18541 zu Mucrena verſtorbenen Wittwe
Kinne, Caroline geborene Ackermann,
fordere ich Diejenigen, welche der Verſtorbenen
noch etwas ſchulden, oder an derſelben Forde-
rungen haben und ſich noch nicht gemeldet ha-
ben, auf, mir dieſes anzuzeigen.

Cönnern, den 10. Januar 1852.
Seeligmüller, Rechtsanwalt.

Tanzunterricht.
Den Unterricht im neuen Curſus beginne ich

Freitag, den 16. Januar, und bitte, weitere
Anmeldungen zur Theilnahme mir gefälligſt bald
zugehen zu laſſen.

O. Thieck, Märkerſtraße Nr. 444.

Bekanntmachung.
Die chirurgiſch augenärztliche Klinik iſt zur

unentgeltlichen Ertheilung von Rath und Hilfe
jeden Vormittag von 10 11 Uhr geöffnet und
haben ſich die betreffenden Kranken daher um
10 Uhr einzufinden.

Für Perſonen, welche ſich meines ärztlichen
Rathes privatim bedienen wollen, bin ich jeden
Morgen bis 10 Uhr in meiner Wohnung, große
Ulrichsſtraße Nr. 37, anzutreffen.

Halle, den 12. Januar 1852.
Der Director der chirurgiſch- augenärztlichen

Klinik der Königl. Univerſität

Blaſius.
Ein buntwollener Shawl iſt am 10. d. M.

verloren worden. Den Finder bittet man gegen
Belohnung um Rückgabe auf der Pfarre in Gie-
bichenſtein.

Vierte Vorleſung
am Sonnabend, den 17. Januar, Abends 6 Uhr,
im Kronprinzen.

Der Vorſtand des Frauenvereins.

Englischer Hof.
Das Nieſengemälde des Miſſiſſippi-

Fluſſes iſt nur noch bis Donnerſtag den
15. Januar geöffnet. Anfang 7 Uhr.

Familien- Nachrichten.
Verbindungs- Anzeige.

Als Neuvermahlte empfehlen ſich:

Carl Mohr, Paſtor zu Dobberphul,
Agnes Mohr geb. Hecker.

Halle, den 14. Januar 1852.

Fonds und Geld-Cours.
u 53 reuß. Courant. S euß.Berlin, den 13. Januar. ren len. SonravtBrief. Geld. Gem. S Brief.'] Geld. Gem.

Cöln-Mindener 34 1094Fonds Courſe. do. Prior. Obl.! 44 1034
Preuß. freiwillige Anleihe s 1034 do. do. II. Em.! 5 104 8do. StaatsAnleihe v. 1850 44 103 S Düſſeldorf-Elberfelder u
Staats Schuldſcheine 33894 809 do. Prioritäts- 4OderDeichbauOblig.. 44 S do. Prioritäts- 5 2Pr.Scheine d. Seehdl. à 50 thl.) 1214 1202 Magdeburg-Halberſtädter 1504 1494
Kur u. Neum. Schuldverſchr.. 34 MagdeburgWittenberge 4 664 654
Berliner Stadtobligationen 5 10454 do. Prioritäts-- 5 103 1024

do. do. d h 874 Niederſchleſiſch-Märkiſche 34 923 àKur und Neumärk. 3 984 975 do. Prioritäts- 4 984 984 933
Oſtpreußiſche e a e a do. Prioritäts- 44 1024S Pom merſchen 3 11974 do. Prior. III. Ser. 5 102S IPoſen ſche 4 108 do. v. Ser2 do. 3 95 Oberſchleſiſche Lit. A. 1363S Schleſiſch h. 34 1965 do. Prioritäts 4do. L. B. v. St. gar 34 955 do. ILit. B. 34.1 122
Weſtpreußiſche 3494 933 Prinz Wilh. (Steele-Vohw.))
Kur und Neumärk. 4 p. do. Prioritäts- 5 SS Pommerſche 41 9092 do. II. Serie sS Poſenſche 4 Rheiniſcheo 68Preußiſche 49934 do. (Stamm) Priorit. 4 S SPhein. und Weſtphäl. 4 S. do. PrioritätsObl.S Sächſiſche 4 994 do. vom Staat gar. 34Schleſſche a f. RuhrortCref.KreisGladb. 35 84 83Schuldverſchr. d. Eichsf.Tilg. C. 4 w do. Prioritäts- 41 SPreuß. BankAnth.Scheine 1004994 StargardPoſen 35 884 874

Thüringer 76 77Friedrichsd'or 13 137 do. Prioritäts-Obl.! 44 10231014Andere Goldmünzen à s thlr. 99 Wilhelmsbahn (CoſelOderb.)

Disconto do. Prioritäts- 5 F xEiſenbahn Actien. Ausländiſche Eiſenb.
Aachen Düſſelderfer 4864854 Stamm Actien.Vergiſch Meer ſeioritäts: 5 Cöthen Bernburger 23 544

ine 5 Krakau-Oberſchleſiſche 4 834 824Berlin Anhalt. Lit. A. u. B. 1134 1124 Kiel Alt 4 I 105 ldo. Prioritäts-- 4 (099 n 7Berlin Hamburger 102 Mecklenburger 33 34 13do Prioritäts 44 1031 Nordbahn (Friedr. Wilh.) 4 395 384.394 a
do, do. II. Em. 44 Zarskoe Selo 7 Ten e e Ausländ. Prior. Actien.
do. do. 510241024 KrakauOberſchleſiſchhe.do. do. Lit. D. 51005 Nordbahn (Friedr. Wilh.) 5 101100

BerlinStettiner 1304 1294do. Prior. Obl.] 5 s KaſſenVereinsBankAktien 4 s
Druck der Waiſenhus Buchdruckerei.

e

Freitag, den 16. Januar:

Wallenſteins Lager,
dramatiſches Gedicht in 1 Akt von Fr. v. Schiller.

Hierauf:

Einer muß heirathen.
Original Luſtſpiel in 1 Akt von A. Wilhelmi,

Zum Schluß:

Guten Morgen, Herr Fiſcher!
Vaudeville Burleske in 1 Akt von W. Friedrich

Muſik von E. Stiegmann.
A. Döbbelin,

Getreidepreiſ e.

Berlin, den 13. Januar.
Weizen loco nach Qualität 6066
Roggen do. do. 58 6182. pr. Frühjahr 60 à 61 bz. u. G. 614 B.
Erbſen Kochwaare 46 50

Futterwaare 46 50
Hafer loco nach Qualität 25 27
Gerſte, große loco 39 41
Räböl loco 95 bz. u. B.pr. Januar Februar 95 B. 98 bz. u. G

pr. Februar März 10 B. 944 G.
pr. März April 10 B. 944 G.
pr. April Mai 10 B. 10 bz. u. G.

Leinöl loco 124 B.April Mai
Rapps 64 à 67 B.Rübſen 64 à 67 B.Spiritus loco ohne Faß 294 à 30 bz. u. G.

mit Faß
Januar Februar 30 à 31 bz. 314 B. 31 G.
pr. April Mai 31 à 325 bz. 33 à 323 B.

Roggen und Spiritus ſehr animirt. Oel loco und
nahe Termine matt, pr. Frühjahr feſt.

(Nach Wiſpeln.)Magdeburg, den 13. Januar.
Weizen 48 57 Thlr. Gerſte 32 37 Thlr.
Roggen 54 56 Hafer 22 25Kartoffel-Spiritus, die 14,400 Tralles 384 Thlr.

Nordhauſen, den 10. Januar.
Weizen 2 Thlr. 5 Sgr. bis 2 Thlr. 16 Sgr.
Roggen 2 bis 2 16Gerſte 1 42 bis 1 22Hafer 23 bis 1 1 eSommerſ. 2 5 bis 2 10Leinſamen bisLinſen 25 bis 2 5Erbſen 41 20 bis 1 25Bohnen 1 18 bis 1 WWicken bisRüböl pr. Ctr. 11 Thlr. Sgr.
Leinöl 12Rübekuchen pr. Schock 1 Thlr. 15 Sgr.

Leinkuchen 20Reiner Frucht Branntwein pr. Oxhoft (180 Quart)
30 Thlr. bis 31 Thlr.
Breslau, den 13. Januar, 1. Uhr 35 Min. Nach

mittags. Getreidepreiſe: Weizen, weißer 56—-71 Sgr.,
do. gelber 57--70 Sgr. Roggen 55--66 Sgr. Gerſte
40--46 Sgr. Hafer 26314 Sgr.

Stettin, den 13. Januar, 2 Uhr Min. Nachm.
Weizen Frühjahr 63 66 bz. Roggen Januar 574 Br.,
Frühjahr 60 bz. Rüböl Frühjahr 10 bz. Spiritus
Januar 12 pCt. bz. Februar 113 pCt. bz., Frühjahr
113, 114 pCt. bz.

Hamburg, den 13. Januar, 2 Uhr 45 Min. Nach-
mittags. Getreidebörſe. Roggen 91 zu laſſen, keine
Angebote. Weizen ſtille. Oel 184, 194, 205. Zink
1000 Ctr. loco 95. London 13 54, 13 63. Amſterdam
35 55. Wien 186.

Waſſerſtand der Saale bei Halle:
am 13. Jan. Abds. 6 Uhr am Unkterpegel 5 F. 10 3.
am 14. Jan. Morg. 6 Uhr am Unterpegel 6 F. 9 3.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg:
am 13. Januar,

am alten Pegel 19 Zoll unter 0, am neuen Pegel
5 Fuß 6 Zoll.

2

Schifffahrts Nachrichten.
Die Schleuſe zu Magdeburg paſſirten Schiffer.
Aufwärts: den 18. Januar. C. Haberland, Wei

zen Roggen v. Magdeburg n. Halle. F. Strauch,
Roggen, v. Berlin n. Halle.

Magdeburg den 13. Januar 1852.
Königl. Schleuſen -Amt. Haaſe.

lich
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